
Vor fünf Jahren beschloss das 
Stadtparlament aufgrund eines Bür-
gerantrags, dass Gießen bis 2035 
klimaneutral werden soll. Das be-
deutet, dass nach 2035 alle CO2-
Emissionen entweder vermieden 
oder kompensiert werden müss-
ten. Dieser Beschluss sollte spä-
ter in eine rechtsverbindliche Form 

gebracht werden. Die zwei Jahre 
später gewählte Magistratskoalition 
hat das nie geleistet. Der damali-
gen Willensbekundung folgten auch 
keine konkreten kurzfristigen Ziele. 
Der CO2-Ausstoß in der Stadt sank 
zwar langsam, aber nie stark genug, 
um Klimaneutralität rechtzeitig zu 

Die Situation am Markt-
platz, am Kirchenplatz 
und anderen Stellen ist 
weder für die Betroffenen 
noch für die Anwohner 
länger tragbar. Aus die-
sem Grund stellte Mar-
tina Lennartz (fraktions-
los/DKP) auf der letzten 
Stadtverordnetensitzung 
einen Antrag für die Ein-
richtung eines Drogen-
konsumraumes. 

Der Drogenkonsum 
steigt, Drogendelikte neh-
men zu. Jeder Tote ist 
einer zu viel! Auch der 
vom Konsum verursachte Müll und 
die Fäkalien- und Lärmproblematik 
in der Innenstadt nehmen zu. Das 
Einrichten eines Drogenkonsum-
raumes könnte sie mindern, Prä-
ventionsarbeit leisten und das Über-
leben der Süchtigen sichern und 
Krankheiten verhindern. Hilfsange-
bote, die die Suchtkranken dringend 

benötigen, könnten diese dadurch 
besser erreichen.

In solchen Räumen erhalten 
die Betroffenen eine medizinische 
Grundversorgung und sterile oder 
hygienische Injektions- und Rauch-
utensilien erhalten. Sie bekommen 
Beratung und Schulung in sichere-
ren Formen des Drogenkonsums, 

werden für Überdosierun-
gen sensibilisiert und kön-
nen Naloxon erhalten. Die 
Menschen, die oft auf der 
Straße leben, könnten Er-
frischungen erhalten, mal 
das Telefon benutzen, et-
was Frisches zum Anzie-
hen bekommen, duschen. 
Sie könnten mit Opiod-
Agonisten behandelt wer-
den. Bei einer Überdosie-
rung wäre Hilfe direkt vor 
Ort.

Erfahrungsgemäß füh-
ren Drogenräume weder 
zu höherem Drogenkon-

sum bei Süchtigen noch verleiten 
sie Menschen zum Einstieg in den 
Konsum. Das Vorurteil, dass ein 
Drogenkonsumraum mehr Abhängi-
ge anlocke, ist statistisch nicht be-
legt. 

Frankfurt hat vier derartige Räu-
me. Die Zahl der Drogentoten dort 
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Fortsetzung von Seite 1: Klimaneutral bis 2035 
– kein Ziel mehr für Gießener Grüne
erreichen. Bei der Vorlage des neuesten Umwelt- und 
Klimaberichtes haben die Grünen als stärkste Partei 
in der Koalition das damals beschlossene Ziel für un-
erreichbar erklärt. Bürgermeister Wright und Stadträtin 
Weigel-Greilich sagten, ein von einem früheren Stadt-
parlament getroff ener Beschluss könne nicht über Le-
gislaturperioden hinweg verbindlich sein. Jedes neu 
gewählte Stadtparlament könne neu entscheiden, wo-
für Geld ausgegeben wird. 

Ein bedeutender CO2-Emittend in der Stadt ist der 
Straßenverkehr. Ohne wirkungsvolle Maßnahmen für 
CO2-arme Mobilität wird es keine deutliche Verringe-
rung der Emissionen geben. Lokal, national und glo-
bal werden gerne langfristige Ziele beschlossen, die 
dann aber nicht in kurzfristige Maßnahmen umgesetzt 
werden. Bei vielen Aktionen gegen die Erderwärmung 
ist die Parole zu hören, das System müsse geändert 
werden. Der jetzige Rückzieher in Gießen verdeutlicht, 
dass für so einen Systemwechsel weiter gekämpft wer-
den muss.

Gernot Linhart

Fortsetzung von Seite 1: Die „unerwünschte 
Klientel“ vom Marktplatz hat keine Lobby
sinkt. 1991 waren es 147. 2022 waren es nur noch 20! 
Bundesweit steigt aber die Zahl – vor allem da, wo es 
keine Konsumräume gibt: 2012 waren es 944 Drogen-
tote, 2023 schon 2.227.

Hauptziel sollte sein, das Überleben der süchtigen 
Menschen zu sichern und Krankheiten zu verhindern. 
Wenn Suchtkranke diese Räume nutzen, werden sich 
auch die Probleme wie hinterlassener Müll und Beläs-
tigungen reduzieren. In Drogenkonsumräumen erfah-
ren Mitarbeiter eher vom zunehmenden Konsum von 
Crack und Fentanyl und können zeitnah Aufklärungs-
arbeit leisten.

Welche Überlegungen hören wir dazu von der Stadt-
regierung?

Schärfere Polizeikontrollen, mehr Licht am Kirchen-
platz, Food Trucks. Waff enverbotszone. Der Sozialde-
zernent Arman (SPD) schlägt „Safer Use“ vor und hält 
das für auseichend.

„Safer Use“-Programme stellen sicher wertvolle An-
sätze zur Schadensminimierung dar, bieten jedoch 
nicht so umfassende Unterstützung und Sicherheit wie 
Drogenkonsumräume. Bis zum Aufbau eines Drogen-
konsumraums kann „Safer Use“ als Überbrückung un-
terstützend dienen. 

Sucht- und Drogenbeauftragter der Bundesregie-
rung, Burkhard Blienert (SPD):

„Wir sollten Drogenkonsum als das ansehen, was 
er ist, ein Problem für die öff entliche Gesundheit. Und 
wir müssen uns immer wieder klar machen: Niemand 
sucht sich aus, dass er suchtkrank wird. Das Ganze hat 
oft eine lange Vorgeschichte. Das muss allen bewusst 
sein; wir müssen aufhören, Menschen mit Suchtprob-
lemen an den Rand der Gesellschaft abzuschieben.“

Auch er betont die Wichtigkeit von Drogenkonsum-
räumen als schadensminimierende Hilfemaßnahme 
und begrüßt, dass auch kleinere Kommunen mittler-
weile auf die Einrichtung solcher geschützten Angebote 
für den Drogenkonsum setzen. Stimmt alles, dennoch 
lehnte das Stadtparlament den Drogenkonsumraum 
ab.            Martina Lennartz

Vor 15 Jahren stellte das Bundes-
kartellamt fest, dass in vielen Städ-
ten der Preis für Trinkwasser zu hoch 
ist. Das Kartellamt ist zuständig für 
die Kontrolle von Monopolpreisen, 
darunter fällt die Wasserversor-
gung, da es keine konkurrierenden 
Leitungsnetze geben kann. Viele 
Städte senkten daraufhin ihre Prei-
se und zahlten die zu viel bezahlten 
Beträge an die Kunden zurück. 

Der Gießener Magistrat ging ei-
nen anderen Weg. Er übertrug die 
Wasserversorgung von der Stadt-
werke AG auf den neu gegründeten 
kommunalen Betrieb Mittelhessi-
sche Wasserwerke. Für kommuna-

le Betriebe ist das Kartellamt nicht 
zuständig, sie unterliegen einer par-
lamentarischen Kontrolle. Die funk-
tioniert in der Regel sehr schlecht. 
Den Kontrolleuren steht die Stadt-
kasse näher als die der Bürger. In 
Gießen blieben die Preise also hoch 
und heißen jetzt „Gebühren“. 

Auch das zu viel gezahlte Geld 
wollten die Stadtwerke nicht zurück-
zahlen, sie legten Einspruch gegen 
die Anordnung des Kartellamtes 
ein. Der Rechtsstreit zog sich bis 
jetzt hin. Nun werden die zu viel be-
rechneten 5,7 Millionen Euro von 
den Stadtwerken an die Mittelhessi-
schen Wasserbetriebe überwiesen. 

Sie sollen mit zukünftigen Preiser-
höhungen verrechnet werden. Zu-
fällig war gerade eine Erhöhung be-
schlossen worden, die wird wegen 
dieser Regelung zurückgenommen. 
Kunden, die damals zu viel bezahlt 
haben, aber keine Kunden der Was-
serbetriebe mehr sind, gehen leer 
aus. Der Wasserpreis in Gießen 
wird auch zukünftig zu hoch bleiben. 
Die Wasserbetriebe machen jedes 
Jahr Gewinne in Millionenhöhe, die 
sie an die Stadtkasse überweisen 
oder in ihren Rücklagen bunkern.

Gernot Linhart

Gießener Tricks beim Wasserpreis
Quelle: Deutsche Umwelthilfe e.V., www.duh.de, Stand: Juli 2024
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Kurz und Gießen
Kall, 

mei Drobbe!

Kitas auf dem Parkdeck im leeren 
Neustädter Konsumtempel – das 
ist wohl der neueste Trend des Ju-
gendamts unter Frau Weigel-Grei-
lichs Regie. Denn Kitas gehören 
„… mitten ins Zentrum, mitten in 
die Innenstadt…“. Neben fahrende 
und parkende Autos? Weil da die 

Luft so gut ist, und das Grün der 
Wälder die Kindernerven beruhigt? 
Nein, weil Eltern bevorzugen, die 
Kinder direkt vor der Tagesstätte 
mit dem Auto absetzen zu können, 
wird die grüne Jugenddezernentin 
zitiert. Den Gießenern wäre viel er-
spart geblieben, wenn die Landes-

gartenschau 2014 auf Parkdecks 
stattgefunden hätte. Das wäre mal 
ein „besonderes Projekt mit her-
ausragender Bedeutung“ gewe-
sen. Aber darauf kommt man nur 
bei Kindern, weil die keinen Wider-
stand leisten können. (Zitate aus 
Gießener Anzeiger, 25.11.2024)

„Besonderes Projekt  
mit herausragender Bedeutung“

Gießen: Wohnungs-Politik katastrophal
5000 Wohnungssuchende - Wohn-
bau-Geschäftsführerin Dorothee 
Haberland beschreibt das in einem 
Interview mit dem Gießener An-
zeiger als „angespannte Situation“. 
Die Zahl derjenigen, die in Gießen 
eine bezahlbare Bleibe suchten, 
stieg von 2016 (1500) über 2021 
(2100) bis 2024 noch einmal um 
2.900 Menschen. Schlimmer und 
nüchterner kann man ein Versagen 
sozialer Fürsorge nicht beschrei-
ben. Haberland weist auf den Zuzug 
vieler Menschen nach Gießen hin. 
Zu spät reagierten die regierenden 
Gießener Politiker auf diesen Um-
stand. 

Hätten die Verantwortlichen mal 
auf die ständigen Warnungen des 
Gießener Mietervereins gehört. 

2015 etwa: „Der Mieterverein wie-
derholt seine Kritik, dass im Rat-
haus beim Wohnungsbau nur auf 
private Bauträger gesetzt werde. 
Bei deren Projekten entstünden je-
doch nur hochpreisige Eigentums-
wohnungen, die Menschen mit klei-
nerer Brieftasche weder erwerben 
noch wegen der hohen Mieten be-
ziehen könnten.“ (Gießener Allge-
meine, 8.1.2015). Grund dafür sei 
das Schielen der Stadtregierung 
auf Bürger mit hohem Einkommen. 
Denn das verschafft dem Stadt-
haushalt höhere Einkommenssteu-
ern.

Mit diesem Unwillen, preiswer-
te Sozialwohnungen zu schaffen, 
werkeln Gießener Koalitionen seit 
Jahrzehnten vor sich hin. Die Stadt 

ist im Besitz eines eigenen Woh-
nungsbauunternehmens (Wohnbau 
GmbH), das seine Bauaufträge nach 
der politischen Vorgabe vergibt. 
Wenn allerdings Kinkerlitzchen, wie 
z. B. eine „stehende Lahnwelle“ für 
SPD, Grüne, CDU und FDP wichti-
ger sind, dann steht der Wohnungs-
bau still. Geld kann man nur einmal 
ausgeben!

Vom Ziel mindestens 150 Sozial-
wohnungen pro Jahr zu schaffen 
ist der Magistrat weit entfernt. Die 
Wohnbau hat in den Jahren 2019 
bis 2023 nur 251 Wohnungen neu 
errichtet, auch wenn in der Presse 
viele Ankündigungen und Absichten 
veröffentlicht werden.

Mit dem Investitionsprogramm 
„Soziales Wohnen“ werden erst 

seit 2023 private Bau-
investitionen mit Steuer-
geldern von der Stadt 
subventioniert. 25 Jahre 
Preisbindung und eine 
Anfangsmiete von 7,30 
€ (Kaltmiete) für untere 
Einkommen sollen hel-
fen, den Wohnungsbau 
anzuregen.                                                                                                                             

M. Berger

Auf Nachfrage der Stadtverord-
neten Martina Lennartz (fraktions-
los/DKP) nach einer öffentlichen 
Druck-Möglichkeit im Stadtbüro 
stellte sich heraus, dass vor fünf 
Jahren diese Möglichkeit „wegen 

geringer Nachfrage“ abgeschafft 
und auch nicht wieder installiert 
wurde. Stattdessen können Ratsu-
chende an der Info-Theke des Rat-
hauses Ausdrucke fertigen lassen. 
2023 wurde dann auch für Büche-

reinutzende mit Leseausweis diese 
Möglichkeit abgeschafft. Es würde 
aber eine neue öffentliche Druck-
möglichkeit geprüft, machte der 
Oberbürgermeister Hoffnung.

Drucken im Stadtbüro?



4

Uniklinikum: Entlastungsvertrag wirkt – teilweise
Im vorigen Jahr haben die Beschäf-
tigten der Unikliniken Gießen/Mar-
burg (UKGM) nach insgesamt 19 
Streiktagen einen Tarifvertrag zur 
Entlastung des Personals durch-
gesetzt. Jetzt wurde von ihnen und 
ihrer Gewerkschaft ver.di erstmals 
überprüft, wie sich dieser Vertrag 
auswirkt. Das Ergebnis ist durch-
wachsen – in einigen Bereichen gibt 
es deutliche Verbesserungen, in an-
deren hat sich wenig getan. 

Vor allem die Erfassung von 
Überlastungen lässt zu wünschen 
übrig. Es bleibt dem Personal selbst 
überlassen, zu hohe Belastungen 
zu dokumentieren und zu melden. 
Die Geschäftsleitung meint dazu, 
das sei kein Problem - sie hätte an-

geboten, Überlas-
tungen pauschal 
durch Freizeit 
oder Geld auszu-
gleichen. Dabei 
kommt es zu Un-
gerechtigkeiten, 
die ärgerlich für 
die Betroffenen 
sind.

Den Gewinn 
des Klinikbetreibers Rhön AG hat 
der hart erkämpfte Entlastungs-
vertrag nicht geschmälert. Für das 
vorige Geschäftsjahr wurde wieder 
ein Überschuss von 15 Millionen 
Euro gemeldet. Die Aktionäre kön-
nen zufrieden sein. Ein Grund für 
den Gewinn sind die 50 Millionen 

pro Jahr, die das Land für Investitio-
nen zuschießt. Dieser Betrag ist für 
viele Jahre zugesichert. Von einer 
zukunftssicheren Finanzierung von 
Investitionen können andere Klini-
ken nur träumen. Krankenhäuser 
gehören nicht in die Hände von pro-
fitorientierten Investoren. 

Gernot Linhart

Mahngang zur Reichspogromnacht  
in Gießen am 9. November 2024

Doppelt so viele Menschen wie 
letztes Jahr folgten dem Aufruf der 
Vereinigung der Verfolgten des Na-
ziregimes-BdA, von DGB, OMAS 
GEGEN RECHTS, Friedensnetz-
werk und Gießen Bleibt Bunt zum 
Mahngang anlässlich der Reichs-
pogromnacht 1938. Mit der Mah-

nung “Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg” und in Erinnerung 
an die organisierten Verbrechen 
der Faschisten an jüdischen Mit-
bürgern – nachdem die meisten 
Widerständler der Arbeiterklasse 
(Gewerkschaften, Kommunisten, 
Sozialdemokraten) bereits in KZ 

und Zuchthaus verschleppt 
waren – gedachte man an ein-
zelnen Erinnerungsstätten in 
der Stadt der Gräueltaten des 
Gießener Mobs. Die Stationen 
waren: Berliner Platz, Neuen 
Bäue (Gestapo-Folterzentra-
le), Kirchenplatz, Alte Synago-
ge in der Steinstraße, Bahn-
hofstraße. Am Schluss legte 
die VVN-BdA einen Kranz an 
der Erinnerungsstätte vor dem 
Rathaus nieder.

M.B.

Arbeiterwiderstand im Dritten Reich
Am 04.11. stellte Ulrich Schneider 
(VVN/BdA) auf der Veranstaltung 
von ARAG und DKP die unter-
schiedlichen Phasen des Arbeiter-
widerstands im Faschismus und 
dessen Formen dar.

In der Geschichtsschreibung 
der BRD wird meist nur Bezug auf 
den vermeintlichen Widerstand der 
Offiziere vom 20. Juli oder den stu-
dentischen Widerstand (z.B. „Weiße 
Rose”) genommen. Verschwiegen 
wird häufig, dass der Widerstand in 

erster Linie von den Menschen der 
Arbeiterbewegung ausging. War die 
Arbeiterbewegung doch die Grup-
pe, welche von den Faschisten als 
erste angegriffen wurde.

Ebenso wichtig ist allerdings 
auch die Erkenntnis, dass nur eine 
genaue Analyse des Faschismus 
als Herrschaftsform des Kapitalis-
mus die Ziele dieses gemeinsamen 
Kampfes richtig bestimmen kann.

M.L.

Anmerkung: Die Gießener All-
gemeine Zeitung „informierte” 
nur in wenigen untergeordneten 
Zeilen, der Anzeiger verschwieg 
den Mahngang!
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Vor einem Jahr, kurz vor Weihnach-
ten, verkündete Continental seiner 
Belegschaft im Entwicklungsstand-
ort Wetzlar, dass dieser bis Ende 
2025 geschlossen werden soll. Das 
Unternehmen sieht vor, einen Teil 
der Belegschaft zu halten und mit 
KollegInnen von anderen Stand-
orten im Rhein-Main Gebiet in der 
Frankfurter Niederlassung zusam-
menzuziehen. Gleichzeitig möchte 
der Automobilzulieferer auch dort 
630 Jobs abbauen. Die überzähli-
gen Mitarbeiter wird Continen-
tal wohl auf die Straße setzen.

Die Wetzlarer KollegInnen 
waren von den Plänen entsetzt 
und entschlossen sich, für ihren 
Standort zu kämpfen. Sie sind 
überzeugt von ihrer Arbeit und 
wollen sich nicht abfertigen 
lassen. Diverse Versuche, die 
Entscheidung zu beeinfl ussen, 
sind seitdem bei den zuständi-
gen Managern auf taube Ohren 
gestoßen. Stattdessen erfolgte 
der Versuch, die Belegschaft 
mit einem knapp bemessenen 
„Freiwilligenprogramm“ abzu-
speisen, dessen Abfi ndungs-
summen auf einer Standort-
schließung aus dem Jahre 
2008 basierten.

Aktuell scheint Continental 
Schwierigkeiten mit der Um-
setzung ihres Plans zu haben, 

zumindest zeigen sich in Wetzlar 
bisher wenige Entwicklungen in 
Richtung Standortschließung. Vie-
les ist noch unklar. Nicht zuletzt die 
Tatsache, dass die Wetzlarer Kolle-
gInnen noch an geschäftskritischen 
Projekten arbeiten und eine Ver-
lagerung unter allgemeinem Spar-
zwang schwierig zu organisieren 
ist, scheint die Standortschließung 
weiter zu verzögern.

Unterdessen hoff en viele der Kol-
legInnen auf eine Übernahme des 

Werkes durch einen Investor und 
somit auf die eventuelle Sicherung 
ihres Arbeitsplatzes. Doch auch 
eine solche Übernahme bringt oft-
mals Angriff e auf die Arbeitsbedin-
gungen der KollegInnen mit sich. So 
erst jüngst geschehen bei dem Ver-
kauf von Buderus Edelstahl Wetzlar 
an das Beteiligungsunternehmen 
Mutares, das bereits angekündigt 
hat, die Tarifbindung aufzukündigen.

M.La.

Verkehrsversuch: Richter war befangen
Kürzlich wurde der Präsident des 
Verwaltungsgerichtes in Gießen, 
Harald Wenk, verabschiedet. Er 
wurde schon im vorigen Jahr Vorsit-
zender Richter am Verwaltungsge-
richtshof Kassel. Sowohl in Gießen 
als auch in Kassel verbot er die Wei-
terführung des Gießener Verkehrs-

versuches.  Danach verbot er auch 
das Protestcamp in der Landgra-
fenstraße. In allen Urteilen betonte 
er vor allem die Freiheitsrechte der 
Autofahrer.

Bei der verspäteten Feier zu 
seiner Verabschiedung sprach er 
auch über seine damaligen Urteile. 

Zu den Aktivisten, die für eine Ver-
kehrswende eintraten, meinte er: 
„Diesen Politchaoten geht es nicht 
um Umweltschutz, sondern um die 
Zersetzung der gesellschaftlichen 
Ordnung“. Erstaunlich, wie dieser 
Mann in die Köpfe von Menschen 
hineinsehen kann. Ob seine Vor-
urteile nicht seine Urteile beeinfl us-
sen?

Die Verkehrswendeaktivisten 
hatten den Richter für befangen ge-
halten, da er Mitglied der FDP ist. 
Diese Partei will bekanntlich Fuß-
gängerzonen in Städten verkleinern 
und Radwege zugunsten von Kraft-
fahrzeugen abschaff en. Nun hat er 
selbst bestätigt, wie befangen er 
war. In seiner Zeit in Gießen hatte 
er Urteile zu Gunsten der NPD ge-
sprochen.          Gernot Linhart

Planlose Manager

Deine Gier 
schadet unserem 

Wachstum!

Höhere 
Löhne

Gießener Anzeiger vom 16.11.2024
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Wenn es wirtschaftlich, politisch und 
sozial bergab geht, werden Sün-
denböcke gebraucht. Und wenn es 
darum geht, das Volk aufzuhetzen, 
dann sind AfD und BILD immer ganz 
vorn dabei. 

Da werden Kriminalitätsstatis-
tiken so interpretiert, wie man es 
gerade braucht. Sieht man sich 
das Ganze genauer an, stellen sich 
doch einige Fragen. Abgesehen da-
von, dass nur Ausländer be-
stimmte Straftaten begehen 
können, wie „illegale Ein-
reise“, Verstöße gegen das 
Asylgesetz oder das Aufent-
haltsgesetz, unterliegen sie 
in der Regel viel häufigeren 
Kontrollen und geraten auf-
grund von Vorurteilen öfter 
unter Verdacht als Deutsche. 

Auch die soziale Lage ist 
von Bedeutung. In Deutsch-
land lebende Ausländer ha-
ben ein dreifach höheres Ar-
mutsrisiko als Deutsche. Sie 

erhalten geringere Sozialleistungen 
als Deutsche und diese werden im 
kommenden Jahr weiter gekürzt. Ar-
mut, Ausgrenzung und Perspektiv-
losigkeit führen zu Verzweiflung und 
können Fehlverhalten auslösen.

Dabei werden „nützliche“, gut 
ausgebildete Ausländer angeheu-
ert, um die Arbeit zu erledigen, für 
die sich zu wenige Deutsche fin-
den: von der Pflege bis zur Bauwirt-

schaft, von der Erntehilfe bis zum 
IT-Bereich, von der Gastronomie bis 
zum Paketdienst. Sie werden oft mit 
schlechter Bezahlung abgespeist. 
Und wer nicht gebraucht wird, der 
soll möglichst schnell abgeschoben 
werden.

AfD und BILD machen die Het-
ze – SPD, GRÜNE, FDP, CDU/CSU 
machen die Gesetze. Früher waren 
es „die Juden“, heute sind es „die 

Ausländer“, die zu unserem 
Unglück erklärt werden.

Wir setzen der Spaltung 
und der Hetze unsere Solida-
rität entgegen. Wir stehen mit 
Flüchtlingen und Arbeitsmig-
ranten auf der gleichen Seite 
der Barrikade. Wir haben den 
gleichen Gegner: die Banken 
und Konzerne, die Superrei-
chen und die in ihrem Interes-
se regierenden Parteien.

Andreas Heine

Hass und Hetze explodieren

Migration – nicht das größte Problem
„Die Migration ist die Mutter aller 
Probleme“ – dieser Satz des da-
maligen Innenministers Seeho-
fer wird inzwischen von fast allen 
Bundestagspolitikern, außer den 
Linken, nicht nur nachgeplappert – 
er bestimmt ihr Handeln. „Messer-
männer, Kopftuchmädchen“, keifte 
AfD-Weidel. Inzwischen stehen ihr 
viele als gemäßigt geltende Men-
schen kaum nach. Die Hetze – oft 
als „gegen Illegale“ verbrämt – trifft 
alle nichtdeutschstämmigen Bürger. 
So wie vor vielen Jahren die Kam-
pagne des damaligen hessischen 
CDU-Spitzenkandidaten Roland 
Koch gegen die doppelte Staats-
bürgerschaft von vielen als „gegen 
die Ausländer“ gerichtet verstanden 
wurde. Etwa 20% der derzeitigen 
Bevölkerung Deutschlands haben 
keine deutschen Vorfahren. In gro-
ßen Städten ist der Anteil höher, in 
Kleinstädten und Dörfern geringer.

Von den Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind nur etwa 10% 
als Asylsuchende oder Flüchtlinge 
nach Deutschland gekommen. Im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung 
ist die sogenannte illegale Einwan-
derung gering. Sie liegt in allen eu-

ropäischen Staaten im Promillebe-
reich. Ein Neuankömmling pro Jahr 
auf 200 bis 500 Einwohner – das 
müsste doch zu bewältigen sein.

Probleme sind die ungleichmä-
ßige Verteilung, die Konzentration 
auf wenige Auffanglager und die 
Dauer, in der die Betroffenen nicht 
arbeiten und sich nicht selbst eine 
Unterkunft suchen 
dürfen. Die von 
B u n d e s k a n z l e r 
Scholz angedroh-
te „Abschiebung 
im großen Stil“ ist 
ein völlig falsches 
Signal. Es bestä-
tigt die Haltung der 
Fremdenfeindlichen 
und verunsichert 
die Betroffenen. 
Auch wenn die Aus-
l ände rbehö rden 
den größten Teil 
ihrer Arbeitszeit auf 
die Vorbereitung 
von Abschiebun-
gen verwendeten 
– die Zahl der von 
einigen Menschen 
als fremd empfun-

denen Einwohner würde sich nicht 
merklich ändern. 

Das Hochspielen der Einwande-
rung lenkt von anderen Problemen 
ab, die Politiker eigentlich lösen 
müssten. Leider fallen noch zu viele 
Menschen auf diesen Trick rein.

Gernot Linhart

Ich habe 
ja nichts gegen 
Dich, Hilde, aber 
dein "ABER" ist 

unreflektiert. Auch 
die Flüchtlinge sind 
unsere Kollegen!

Ich habe ja 
nichts gegen 

Flüchtlinge, aber...
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Die US-Wahlen 2024 sind eindeu-
tiger ausgegangen als die bürgerli-
che Presse in Deutschland dachte. 
Donald Trump gewann mit Abstand. 
Es gibt keinen westlichen Staat, in 
dem der Wahlerfolg so offensichtlich 
vom großen Geld bestimmt wird, 
wie in den USA. In den deutschen 
Medien kommt keiner auf die Idee, 
die Frage zu stellen, ob die USA 
vielleicht keine Demokratie, son-
dern eine Oligarchie sind. Die 
deutliche Wahl von Trump ist ein 
weiteres Zeichen für die Krise der 
bürgerlichen Demokratie. Wenn 
selbst in den USA, deren politisches 
System im Sinne der Herrschenden 
geschneidert ist, ein reaktionärer 
Demagoge gewählt wird, verheißt 
dies nichts Gutes. Trump verdankt 
seinen politischen Triumph dem 
Umstand, dass die Demokratische 

Partei mit ihrer Kandidatin Harris 
keine politische Alternative bietet. 
Ihre Zielgruppe sind die wohl-
habenden Mittelschichten. Aber 
die Demokraten repräsentieren nur 
einen anderen Flügel des US-Kap-
itals. Der Lebensstandard von Mil-
lionen ist unter Biden nicht besser 
geworden und gleichzeitig fließen 
Milliarden in den Militärisch-Indus-
triellen Komplex. Auch die Unter-
stützung für den Stellvertreterkrieg 
in der Ukraine und den Völkermord 
in Gaza haben den Boden für diese 
Wahlniederlage von Harris bereit-
et. Trump wird die Situation für die 
armen Massen nicht verbessern. 
Außenpolitisch wird er sich mehr 
auf China als Hauptgegner konz-
entrieren. Er will den Bruch mit 
der repräsentativen bürgerlichen 
Demokratie und will sie durch eine 

direkte Diktatur des Kapitals, worin 
er den Volkstribun gibt, ersetzen. 
Weiterer Abbau bundesstaatlicher 
Strukturen und Abschiebungen 
im großen Stil stehen an. Trump 
verspricht, die Steuern für Reiche 
weiter zu senken und gesetzliche 
Einschränkungen für Unternehmen 
abzuschaffen. Hinter ihm steht eine 
mächtige reaktionäre kapitalistische 
Oligarchie. Sie wird angeführt von 
Leuten wie Elon Musk, Jeff Bezos, 
Peter Thiel und Larry Ellison. Wenn 
die arbeitenden Menschen merken, 
dass die Politik Trumps zu ihrer 
weiteren Verarmung führt, wird sich 
Widerstand regen. Allerdings wird 
dieser mangels politischer Alterna-
tive für den US-Kapitalismus nicht 
bedrohlich sein.

Henning Mächerle

US-Wahlen:  
Das Kapital regiert nun ohne Maskerade!

Kurzarbeit, Arbeitsplatzabbau, die 
Androhung von Werksschließun-
gen, dazu eine Struktur- und Indus-
triepolitik aus Berlin, die den Na-
men nicht verdient. Dies waren die 
schwierigen Rahmenbedingungen, 
unter denen die IG Metall die aktu-
elle Tarifauseinandersetzung in der 
Metall- und Elektroindustrie führen 
musste.

Sieben Prozent mehr Lohn und 
eine Erhöhung der Auszubildenden-
vergütung um 170 Euro waren die 
zentralen Forderungen. Hierfür hat-
ten seit Ende Oktober bundesweit 
mehr als 620.000 Kolleginnen und 
Kollegen mit Warnstreiks Druck ge-
macht. Auch im Bereich der hei-
mischen Geschäftsstelle der IG 
Metall beteiligten sich mehrere 
Tausend Metallerinnen und Me-
taller aus zahlreichen Betrieben 
am Arbeitskampf.

In der Nacht vom 11. auf 
den 12. Oktober einigten sich 
Gewerkschaft und der Unter-
nehmerverband Gesamtme-
tall auf einen Pilotabschluss in 
den Tarifbezirken Bayern und 
Küste. Drei Tage später wurde 
dieser auch für den Tarifbezirk 
Mitte - bestehend aus Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland 

- übernommen. Die Löhne und Ge-
hälter sollen in zwei Stufen um 5,1% 
erhöht werden: um 2% zum 1. Ap-
ril 2025 und um 3,1% zum 1. April 
2026. Bereits zwischen Dezember 
und Februar werden die Beschäftig-
ten eine Einmalzahlung in Höhe von 
600 Euro erhalten.

Zudem steigt die Ausbildungs-
vergütung ab 1. Januar um 140 
Euro pro Ausbildungsjahr. Darüber 
hinaus setzte die IG Metall mit der 
Erhöhung des jährlichen Tariflichen 
Zusatzgeldes (T-ZUG B) von derzeit 
18,5% des Eckentgelts des jeweili-
gen Tarifgebiets um acht Prozent-
punkte auf 26,5% ab Februar 2026 

eine soziale Komponente durch, 
von der Beschäftigte in unteren Ent-
geltgruppen stärker profitieren. Au-
ßerdem erreichte die IG Metall mehr 
freie Tage für mehr Beschäftigte bei 
der Wahloption zwischen Zeit und 
Geld beim tariflichen Zusatzgeld (T-
ZUG).

Die Laufzeit beträgt 25 Monate 
und läuft im Oktober 2026 aus. Die 
Friedenspflicht endet, anders als 
bisher üblich, nicht zwei Wochen 
vor dem Ende der Laufzeit, sondern 
bereits im September. Dann werden 
die Karten hoffentlich unter besse-
ren Bedingungen neu gemischt.

Ulf Immelt

Kapital und Arbeit
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Vor 50 Jahren setzte sich der Ober-
hessische Geschichtsverein für eine 
Ehrung von Wilhelm Liebknecht 
ein. Der Mitbegründer der Sozialis-
tischen Arbeiterbewegung wurde in 
Gießen geboren, war hier aber fast 
vergessen. Zu einer Vortragsveran-
staltung zu dem Thema kam keiner 
der eingeladenen Stadtverordneten, 
aber mehrere Mitglieder der außer-
parlamentarischen Stadtverordneten-
fraktion der DKP.

Vor 40 Jahren erreichte die Welle 
von Berufsverboten für beamtete 
DKP-Mitglieder einen Höhepunkt. Vor 
allem Postminister Schwarz-Schilling, 
später für die Privatisierung der Post 
verantwortlich, verhängte Dienstent-
hebungen. In Gießen waren Egon 
Momberger und Axel Brück betroff en. 
Gleichzeitig entwickelte sich eine 
Solidaritätsbewegung.

Vor 30 Jahren stand der Rechts-
anspruch jedes Kindes auf einen 
Kindergartenplatz kurz bevor. Für die 
Versorgung sah die hessische CDU-

Regierung nicht mehr Kindergarten-
plätze vor, sondern eine Vergröße-
rung der Gruppen um 2 bis 3 Kinder. 
Nachmittags sollten Plätze doppelt 
belegt werden. Die Öff nungszeiten 
der Kindergärten passten nicht zu 
den Arbeitszeiten der meisten Eltern.

Vor 20 Jahren fl atterten Arbeitslosen 
die ersten Hartz-IV-Bescheide ins 
Haus, viele waren falsch, Einspruch 
war nötig. Gleichzeitig kündigte der 
Gießener CDU-Magistrat an, der 
Gießen-Pass (Ermäßigung für kom-
munale Leistungen) gäbe es nur noch 
nach Einzelvertragsprüfung.

Vor 10 Jahren verkaufte die Rhön 
AG, Betreiberin des Uniklinikums 
Gießen/Marburg, einen großen Teil 
seiner Kliniken für drei Milliarden Euro 
an die Fresenius AG. Die Kranken-
häuser hatte die Rhön AG wenige 
Jahre zuvor sehr billig erworben. Sie 
wurden auf Kosten des Personals und 
der Patienten profi tabel gemacht und 
dann teuer verkauft.

Fragen oder Anmeldungen an 
giessen@dkp.de

Di. 10.12. um 19 Uhr:
Gruppenabend DKP Gießen, 
Winchester-Zimmer

Do. 12.12. um 19 Uhr:
Lesekreis bei Henning

Fr. 13.12. ab 19 Uhr:
Jahresabschlussfeier der DKP 
GI, Chamäleon, Reichensand 9

Do. 19.12. um 18 Uhr:
Bildungsabend DKP, Ederstr. 16

Mi. 25.12.: 
Redaktionsschluss Jan.-Echo

Fr. 27.12. ab 19 Uhr:
Stammtisch DKP GI, 
Chamäleon, Reichensand 9

Sa. 11.01. / So. 12.01.2025
Rosa-Luxemburg-Konferenz
(www.jungewelt.de/rlk) 
und LLL-Demo in Berlin –
Mitfahrgelegenheit unter 
giessen@dkp.de

Termine Aus 50 Jahren Gießener Echo

Mach mit! Werde Mitglied in der oder

DKP Gießen bei YouTube, 
Facebook und Instagram

Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint monatlich.
Bezugs ge bühren: 30 Euro im Jahr 
(inkl. Ver sandkosten).
Konto: IBAN: 
DE72 5135 0025 0200 5491 46
Namentlich gezeichnete Artikel 
geben nicht unbe dingt die Mei-
nung des Redaktions kollektivs 
des Gießener Echos wieder.
Rückmeldungen + Leserbriefe 
an: Gießener Echo / DKP Gießen
Postfach 110340
35348 Gießen 
oder E-Mail: giessen@dkp.de
Internet: www.giessen.dkp.de

https://www.openpetition.
de/petition/online/gegen-

eine-wiedereinfuehrung-der-
wehrpfl icht-und-anderer-

zwangsdienste
Stopp des Gesetzentwurfes zur Mo-
dernisierung wehrersatzrechtlicher 

Vorschriften und zur Einführung eines neuen Wehrdienstes – für die 
Selbstbestimmung Jugendlicher!
81% der Jugendlichen hat Angst vor Krieg (Shell Jugendstudie 2024).

DKP unterstützt 
Nein zur Wehrpfl icht!

Wir gratulieren herzlichst unserer Freundin und Genossin

Erika Beltz
* 21.12.1944

zum 80. Geburtstag
Wir wünschen Dir viel Gesundheit, Glück und Freude mit 

deinen Lieben.
Deine Genossinnen und Genossen der DKP Gießen


